
Kaum etwas verdeutlicht die 
Hackordnung in spätkapitalisti-
schen Gesellschaften so deut-

lich wie die Prioritätensetzung bei den 
historisch beispiellosen Hilfs- und Kon-
junkturprogrammen, die angesichts der 
Corona-Krise aufgelegt oder zumindest 
angekündigt worden sind.

Da soll noch mal jemand behaup-
ten, der Kapitalismus sei auf seine 
alten Tage innovationsmüde gewor-
den. Mit Ausbruch der Corona-Krise, 
deren Folgen die Bundesregierung nun 
mit einem Konjunkturpaket zu mildern 
sucht, entwickelten findige Betrüger in 
Windeseile neue Maschen, um Gelder 
bei all jenen Menschen abzugreifen, 
die wirtschaftlich unter Druck gerieten 
und Soforthilfen für Selbstständige er-
hielten. (1) Mit gefälschten Behörden-
mails, die ihre Empfänger zur Angabe 
unrechtmäßig erhaltener Hilfsgelder 
auffordern, sollte gezielt die Unsi-
cherheit rund um die entsprechenden 
„Soforthilfen“ des Bundes und der Län-
der ausgenutzt werden. Offensichtlich 
wollten die Betrüger jene Selbststän-
dige, die bereits Hilfsgelder erhalten 
haben, dazu bringen, diese an die an-

gebliche „Behörde“ teilweise oder voll-
ständig zurückzuüberweisen.

Den Hintergrund dieser Masche 
bildet die Diskrepanz zwischen der 
öffentlichen Wahrnehmung der Sofort-
hilfen für Selbstständige und ihrer tat-
sächlichen rechtlichen Ausgestaltung. 
Der Bund hat sich bei der engen Aus-
legung der Finanzierungsmöglichkei-
ten für Solo-Selbstständige gegenüber 
den Ländern durchgesetzt. Dadurch 
dürfen diese Gelder nicht dazu verwen-
det werden, Einnahmeausfälle zu kom-
pensieren. Stattdessen können hierbei 
nur laufende Betriebskosten wie Miete, 
Leasing oder Kredite geltend gemacht 
werden. Dieses führt folglich dazu, 
dass besonders bedürftige Selbststän-
dige wie Freiberufler oder Künstler, 
die geringe laufende „Betriebskosten“ 
haben, kaum von den medial groß an-
gekündigten Soforthilfen profitieren. 
Deswegen kursieren bereits im Bun-
deswirtschaftsministerium Schätzun-
gen, dass tausende von Solo-Selbst-
ständigen ihre Hilfsgelder letztendlich 
zurückzahlen müssen. (2) Die eingangs 
erwähnte Betrugsmasche nutzt punkt-
genau diese Verwirrung und Unsicher-

EDITORIAL
Liebe Leserinnen und Leser,

die Folgen der Corona-Pandemie sowie 
der gegen sie ergriffenen Maßnahmen 
sind für Wirtschaft und Gesellschaft 
noch nicht absehbar. Zu befürchten 
ist, dass die soziale Ungleichheit, die 
Kluft zwischen Armut und Reichtum 
und auch die globale Umweltkrise sich 
noch weiter verschärfen. Was könnte 
und müsste dagegen getan werden?

Auch Wirtschaftskriminalität spielt in 
diesem Zusammenhang eine nicht 
unbedeutende Rolle. Als Beispiel kann 
man hier die von dem ultrarechten 
Präsidenten Bolsonaro befürwortete 
Abholzung des brasilianischen Regen-
walds nennen. Diese Zerstörung der 
„grünen Lunge des Planeten“ beför-
dert nicht nur den Klimawandel – sie 
beschwört auch die Gefahr neuer Pan-
demien herauf. Je mehr der Lebens-
raum von Pflanzen und Tieren weiter 
eingeschränkt wird, desto eher sind 
Zoonosen, also das Überspringen 
bisher unbekannter Krankheitserreger 
auf den Menschen möglich – so wie 
bei Corona geschehen.

Pandemien bieten außerdem kriminel-
len Netzwerken vielfältige Möglichkei-
ten, von der eingetretenen Situation 
samt den notwendigen Gegenmaß-
nahmen zu profitieren. Bereits im April 
wurde über verstärkte Aktivitäten der 
italienischen Mafia berichtet. In der 
Bundesrepublik aktive Wirtschaftskri-
minelle machten sich daran, sich an 
für Corona-Geschädigte aufgelegten 
Hilfsprogrammen zu bereichern. Von 
der deutschen Autoindustrie, deren 
Abgasbetrug gerade juristisch aufge-
arbeitet wird, erging umgehend die 
Forderung an die Bundesregierung, 
dass auch der Kauf von umweltschä-
digenden Benzin- und Dieselautos 
subventioniert werden solle. 

Der Protest dagegen war dann im-
merhin so stark, dass in das Konjunk-
turprogramm der Bundesregierung 
anlässlich der Corona-Krise doch nur 
die Förderung der E-Mobilität aufge-
nommen wurde. Von einer Finanzie-
rung dieses gigantischen Programms 
durch Steuern auf hohe Vermögen 
oder durch einen Lastenausgleich war 
allerdings nicht mehr die Rede.

Mit den besten Grüßen
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heit aus, um Selbstständige in eine 
Falle tappen zulassen.

Solche findigen Gauner sind al-
lerdings nur die kleinen Fische beim 
großen Absahnen im Gefolge der 
billionenschweren Krisenpakete, die 
in den Zentren des Weltsystems in 
Windeseile geschnürt werden, um 
den im Gefolge des aktuellen Kri-
senschubs drohenden Wirtschafkol-
laps buchstäblich um jeden Preis zu 
verhindern. Wenn man sich in der 
richtigen gesellschaftlichen Position 
befindet, scheint es nun so, als ob 
Manna vom Himmel fallen würde. Es 
ist ein warmer Geldregen, der aber 
nur für all jene niedergeht, die ihn 
sich auch leisten können.

Eine Nummer größer als bloße 
Betrüger sind die in der rechtlichen 
Grauzone operierenden Geschäfte-
macher, die Lücken in der Gesetzge-
bung ausnutzen, um so richtig abzu-
sahnen. Kurz nach Verabschiedung 
der Corona-Maßnahmen wollte bei-
spielsweise alle Welt Unternehmens-
berater werden. Das Bundeswirt-
schaftsministerium meldete Ende 
April, dass binnen kürzester Zeit 
mehr als 8.500 Anträge auf offizi-
elle Akkreditierung als Wirtschafts-
berater dem Hause vorlagen. (3) Bei 
einem großen Teil all dieser Antrags-
steller, die sich plötzlich in die aben-
teuerliche Welt der Unternehmens-
beratung zu stürzen suchen, dürfte 
es sich schlicht um Trittbrettfahrer 
handeln, die auf die Schnelle Kasse 
machen wollen.

Am Anfang dieser großen Unter-
nehmensberaterschwemme stand die 
behördliche Sorge um das Wohler-
gehen der deutschen Wirtschaft in 
der kommenden Wirtschaftskrise. 
Wer könne Unternehmen besser 
darüber beraten, wie man schwere 
Zeiten übersteht, als Unternehmens-
berater? Folglich legte das Wirt-
schaftsministerium ein Programm 
auf, in dessen Rahmen Unterneh-
men Hilfsgelder von bis zu 4.000 
Euro beantragen konnten, um damit 
die Dienstleistungen von Unterneh-
mensberatungen in Anspruch neh-
men zu können. Dies sollte keine 
große Sache werden; es war nur 
eine Maßnahme unter vielen Projek-
ten im gigantischen Krisenpaket der 
Bundesregierung. Diese beschloss 

immerhin eine Neuverschuldung 
von 156 Milliarden Euro – zuzüglich 
Wirtschaftsgarantien von rund 600 
Milliarden. (4) Für Beratertätigkeiten 
waren hierbei ursprünglich nur rund 
15 Millionen Euro vorgesehen. Mitte 
Mai lagen beim Bundeswirtschafts-
ministerium hingegen schon 27.534 
Anträge auf Finanzierung einer Bera-
tertätigkeit vor, die den Steuerzah-
ler wohl bis zu 100 Millionen Euro 
kosten werden.

Das sogenannte „Programm zur 
Förderung unternehmerischen Know 
Hows“ des Wirtschaftsministeriums 
hat folglich zu einem stürmischen 
Konjunkturaufschwung in der Be-
raterbrache geführt. Dies belegen 
nicht nur die vielen Anträge auf Zu-
lassung. Inzwischen wetteifern Wirt-
schaftsberater darum, möglichst 
viele Kunden dazu zu bringen, einen 
entsprechenden Antrag zu stellen. 
Es seien nun aber „viele unseriöse 
Anbieter“ auf dem Markt tätig, hieß 
es bei der Süddeutschen Zeitung 
(SZ). Diese würden mitunter ganze 
Berufsgruppen mit Massenmails ab-
grasen, um möglichst viele Aufträge 
einheimsen zu können. Manchmal 
würden schlicht „kostenfreie Marke-
tingkonzepte“ durch einige „Schar-
latane“ versprochen, so die SZ. Die-
se berichtete von einem Fall, in dem 
ein Verbund von 30 Finanzberatern 
einen Unternehmensberater sucht, 
der für jeden der Beteiligten einen 
Antrag stellt. So will man 120.000 
Euro kassieren, die dann teilweise 
in einen „neuen Marketingauftritt“ 
investiert werden sollen. Der Fan-
tasie der Märkte sind beim Thema 
Freigeld offensichtlich kaum Gren-
zen gesetzt.

Mitunter werden marktschreieri-
sche Werbemethoden verwendet: 
Man kriege „4.000 Euro geschenkt“, 
jubelten Berliner Unternehmensbe-
rater in einem Werbevideo. Dieses 
versprach potenziellen Unterneh-
menskunden, dass sie im Rahmen 
ihrer Dienstleistungen noch weitere 
staatliche Hilfsgelder wie Kurzarbei-
tergeld oder staatliche „Corona-Hil-
fen“ abgreifen könnten – obwohl 
laut Bundeswirtschaftsministerium 
solche „Förderberatungen“ nicht 
förderfähig seien. Laut SZ gibt es 
inzwischen Überlegungen, wie dem 
evidenten Missbrauch vorgebeugt 

werden könne. Jedoch scheint das 
Programm eben diesen Missbrauch 
geradezu zu provozieren. Zum einen 
werden die Gelder direkt an die Be-
rater und nicht an tatsächlich bera-
tungsbedürftige Kleinunternehmen 
und Mittelständler überweisen. Zum 
anderen gibt es keine Vorgaben zur 
prozentualen finanziellen Selbstbe-
teiligung: Unternehmen und Berater 
müssen nicht, wie sonst üblich, ei-
gene Finanzmittel beisteuern. Der 
Bund, der bei selbstständigen Künst-
lern und Kulturschaffenden peinlich 
drauf achtet, keinen Cent zu viel auf-
zuwenden, ist gerade bei der windi-
gen Branche Unternehmensberatung 
ungewöhnlich locker vorgegangen.

Noch lockerer handhabt der Staat 
aber die Vergabe von Hilfsgeldern 
und Krediten bei Großunternehmen – 
also in Größenordnungen, wo 4.000 
Euro nicht mal mehr als „Peanuts“ 
wahrgenommen werden. Jeder Lohn-
abhängige, der mal Hartz IV bean-
tragen musste, denkt mit Grauen an 
den entsprechenden Formularberg, 
bei dessen Ausfüllung alle finan-
ziellen Umstände der Betroffenen 
genaustens beleuchtet werden. So-
bald milliardenschwere Konzerne 
die Hand aufhalten, nimmt man es 
in Berlin hingegen nicht mehr so ge-
nau. Es hätten sich bereits tausende 
von Unternehmen um staatliche Co-
rona-Hilfen bemüht, hieß es schon 
Ende April in Medienberichten, 
doch dieselben Behörden, die bei 
Hartz-Opfern ganz genau hinschau-
en, würden sich kaum für die Steu-
ermoral all der Unternehmen inter-
essieren, die nun die Hand für all die 
Euro-Milliarden offenhalten. (5)

Es sind gerade international tä-
tige Großunternehmen, die zumeist 
umfassende Möglichkeiten zur Steu-
ervermeidung nutzen, indem Gewin-
ne und Verluste konzernintern so 
lange umgebucht werden, bis die 
tatsächliche Steuerquote auf ein 
Minimum gedrückt wird. Eine unter 
den für die Geldvergabe verantwort-
lichen Verwaltungen durchgeführte 
Umfrage ergab, dass in der Bundes-
republik Antragssteller kaum darauf 
durchleuchtet würden, ob sie in der 
Vergangenheit Steuertricks anwand-
ten. Diese Methoden der Steuerver-
meidung, die sich oftmals in einer 
rechtlichen Grauzone befinden, gel-



ten in anderen Ländern hingegen als 
Ausschlussgrund bei der staatlichen 
Kredit- und Subventionsvergabe in 
der Corona-Krise. Mehrere Länder, 
unter anderem Dänemark und Po-
len, haben beispielsweise erklärt, 
dass Konzerne mit einem Hauptsitz 
in Steueroasen keine Hilfen erhalten 
würden. Der deutsche Staat würde 
hingegen die gigantischen Coro-
na-Hilfen nicht dazu nutzen, um mit 
strengen Vergaberichtlinien einer 
üblichen Praxis von Großunterneh-
men oder international tätigen Kon-
zernen ein Ende zu bereiten: der 
Privatisierung der Gewinne und der 
Sozialisierung der Verluste. Man 
schaue jetzt „nicht so genau hin, wie 
mal eigentlich sollte“, klagte auch 
die Deutsche Steuergewerkschaft 
angesichts der lockeren Vergabe-
praxis des Bundes.

Der historisch beispiellose Kri-
senschub des kapitalistischen Welt-
systems, der durch die Pandemie-
maßnahmen getriggert wurde, führt 
aber tatsächlich viele Unternehmer 
in wirtschaftliche Schwierigkeiten, 
sodass sich auch die „Kapitäne“ der 
freien Wirtschaft zu großen Opfern 
genötigt sehen. Dies macht das 
Beispiel eines Auto-Pfandhauses 
in der von Schweizer Staatsgebiet 
umgebenen deutschen Exklave Bü-
singen evident. Nach Ausbruch der 
Wirtschaftskrise suchten in finanzi-
elle Schieflage geratene Schweizer 
Firmenchefs das Pfandhaus auf, 
wollten ihre teuren Luxusschlitten 
gegen Bares verpfänden, um so 
ihren Laden über Wasser halten zu 
können. Die Parkflächen füllten sich 
schnell mit Ferraris, Rolls Royces 
und Aston Martins.

Dies änderte sich Ende März nach 
der Verabschiedung entsprechen-
der Hilfsprogramme in der Schweiz. 
Seitdem Hilfsgelder an die Wirt-
schaft fließen, würden „auffällig viele 
Luxusautos von Unternehmen wieder 
abgeholt“, erklärte ein Mitarbeiter 
des Pfandhauses gegenüber den Me-
dien. (6) Man sei sich darüber im Kla-
ren, dass „viele Kunden die Notkredi-
te zum Rückkauf ihres Pfandkredits 
verwenden, den sie ursprünglich mit 
ihrem Auto gedeckt hatten“. Es gehe 
dabei meistens um hohe fünfstellige 
Beträge. Die Schweiz hat solche Re-
finanzierungsdeals eigentlich verbo-

ten, doch böten die Autopfandkredi-
te ein Schlupfloch, da darüber keine 
Meldungen an die entsprechenden 
Informationsstellen gemacht wer-
den müssten. Die meisten Deals 
laufen bequem über Bargeld ab, sie 
hinterlassen somit keine Spuren. 
Folglich können arme Schweizer Un-
ternehmer ihr geliebtes Statussym-
bol schnell wieder in die heimische 
Garage überführen – dank üppiger 
Staatshilfen. Es ist ein Sozialismus 
für Reiche, der alle diesbezüglichen 
Klischees vollauf erfüllt.

Werden aus den Millionen erst-
mal Milliarden, so ist nahezu alles 
möglich. The sky is the limit. Mitte 
Mai konnte sich eine der reichsten 
Milliardärsfamilien der Bundesre-
publik, die BMW-Großaktionäre und 
Erben der Quandt-Familie, über eine 
Dividendenausschüttung von vielen 
Millionen Euro freuen – mitten in 
einer schweren Systemkrise. Ste-
fan Quandt, der rund 25 Prozent an 
BWM hält, kann sich an einem war-
men Geldregen von 425 Millionen 
Euro ergötzen. Seine Schwester, 
Susanne Klatten, die etwa 20 Pro-
zent hält, muss sich mit 344 Millio-
nen begnügen. (7) Ungeachtet aller 
öffentlichen Kritik behauptet der 
BWM-Chefmanager Oliver Zipse, der 
Konzern würde in seiner Dividenden-
politik „zuverlässig“ handeln. Über-
dies sei die Erfolgsbeteiligung der 
Belegschaft, von der sich rund ein 
Drittel in steuerfinanzierter Kurzar-
beit befand, an die Ausschüttung 
der Dividende von insgesamt 1,6 
Milliarden Euro gekoppelt.

Diese Entscheidung des Quandt-
Clans, dem Konzern mitten in der 
schwersten Rezession der Unterneh-
mensgeschichte Milliarden zu ent-
ziehen, erweckt den Eindruck, als 
ob die Ratten das sinkende Schiff 
verließen. Die guten Zeiten der Au-
tobranche sind gezählt, also nimmt 
man noch alles mit, was geht, um in 
ein paar Jahren die Kosten der Sa-
nierung oder Abwicklung zu soziali-
sieren. Doch zugleich stellt dieses 
Vorgehen des bajuwarischen Auto-
bauers einen direkten Affront gegen 
Finanzminister Olaf Scholz dar. Um 
sich gegen den Vorwurf der Ver-
schwendung von Steuergeldern zu 
wehren, hatte dieser Ende April er-
klärt, dass „Nothilfen“ für Deutsch-

lands Konzerne nur unter „strengen 
Auflagen“ gezahlt würden. (8) Dabei 
behauptete Scholz, dass alle Unter-
nehmen, die Dividenden oder Boni 
auszahlten, von den Staatsgeldern 
ausgeschlossen würden.

Dem Quandt-Clan, der durch 
Zwangsarbeit im Dritten Reich rich-
tig groß wurde, kann doch nicht 
ernsthaft zugemutet werden, in ei-
ner schweren Systemkrise auf den 
gewohnten warmen Geldregen zu 
verzichten. Dabei hat nicht nur BMW 
mit seiner milliardenschweren Divi-
dendenausschüttung den Finanzmi-
nister in die Schranken verwiesen. 
Ausschüttungen von Dividenden in 
Milliardenhöhe planen auch andere 
PKW-Produzenten und Zulieferer der 
Autobranche wie Continental, Daim-
ler oder Volkswagen. Dennoch rech-
nete Deutschlands Oligarchie und 
Oberschicht mit der Zahlung wei-
terer Steuermilliarden an in ihrem 
Besitz befindlichen Konzerne, insbe-
sondere in Gestalt von Kaufprämien. 
Auch BMW forderte eisern „Kauf- 
anreize“ für seine Produkte. Der 
noch Anfang Mai beim „Autogipfel“ 
in Berlin deutlich spürbare Wider-
stand der Bundesregierung (9), der 
dividendenfreudigen Autobranche 
krisenbedingt mit milliardenschwe-
ren Subventionen unter die Arme zu 
greifen, schien Ende des Monats be-
reits wieder verflogen. (10) 

Der Druck der Autolobby – mitun-
ter ausgeübt durch die um Standor-
te und Arbeitsplätze besorgten Lan-



desregierungen – ist immens. Laut 
ersten inoffiziellen Details sollten 
nämlich trotz Klimakrise nicht nur 
Elektroautos von den Kaufprämien 
profitieren, sondern auch gewöhnli-
che Spritfresser mit einem CO2-Aus-
stoss von bis zu 140 Gramm. Erst 
Proteste und breite öffentliche Em-
pörung brachten es fertig, den „Au-
togipfel“ Anfang Juni, auf dem die 
Subventionen offiziell beschlossen 
werden sollten, vorerst abzusagen. 
Stattdessen sollte zuerst eine Ko-
alitionsrunde über das Vorhaben 
beraten. (11) Dass der erhoffte Be-
schluss nun doch nur für Elektroau-
tos zustande kam, war dann für die 
Autolobby zwar eine herbe Enttäu-
schung. Die stattdessen als Kauf- 
anreiz beschlossene Reduzierung 
der Mehrwertsteuer sorgte jedoch 
für einhelligen Beifall im Unterneh-
merlager. 

Da Deutschlands notleidende 
Auto-Oligarchie sich verbissen um 
Milliardenbeträge bemüht, darf der 
Staat auch notleidende Spekulanten 
nicht vergessen. Heinz Herrmann 
Thiele bleibt lieber im Hintergrund. 
Der Investor und Großaktionär zählt 
immerhin zu den zehn reichsten Bun-
desbürgern – also zu jener Gesell-
schaftsschicht, die sich Verschwie-
genheit und Diskretion auch leisten 
kann. Kurz nach Ausbruch der Pan-
demie, als die Aktie der Lufthansa 
abschmierte, investierte Herr Thiele 
viel Kapital in den Kauf von Wertpa-
pieren dieser Fluggesellschaft, so-
dass er mit einem Anteil von rund 
zehn Prozent über Nacht zu deren 
größtem Anteilseigner aufsteigt. (12) 
Dieses Investment verfolgt somit 
den Zweck, von einer Rettung der 
Lufthansa durch den Staat zu profi-
tieren. Es ist letztendlich eine Spe-
kulation auf Staatsgelder. Der „Vor-
zeigebetrieb“ in Thieles Imperium, 
der Autozulieferer Knorr-Bremse, 
profitiert ebenfalls von der Kurzar-
beitergeldregelung. Zugleich strich 
Herr Thiele 200 Millionen Euro bei 
der Dividendenausschüttung seines 
Betriebs ein, den er zu 70 Prozent 
kontrolliert. Milliarden kassieren und 
Milliarden an Staatsgeldern abgrei-
fen – dies scheint im Krisensozia-
lismus die neue Norm zu sein, die 
all jenen zugutekommt, die es sich 
leisten können.

Was bleibt von den Krisen-Gel-
dern übrig, angesichts eines dro-
henden Steuerloches von fast 100 
Milliarden Euro (13) – nachdem all 
jene kräftig bedient wurden, die 
sich eine gute Lobbyarbeit in Berlin 
finanzieren können? Es gibt Dinge, 
die man sich in Krisenzeiten – wenn 
es mal wieder gilt, Konzerne und 
Banken mit vielen Milliarden Euro zu 
stützen – schlicht nicht leisten kann. 
Nahrung zum Beispiel. In der Bundes-
republik als einem der reichsten Län-
der der Welt sind ohnehin Millionen 
Menschen von Mangelernährung be-
troffen. Die Corona-Pandemie hat die 
Situation noch zusätzlich zugespitzt, 
weil sich die Betroffenen aufgrund 
explodierender Preise für Frisch-
produkte ausreichende Mengen von 
Obst und Gemüse schlicht nicht kau-
fen können.

Ende April appellierten Verbraucher- 
organisationen folglich an die SPD, 
die zu Beginn der Corona-Pandemie 
gemachten Zusagen einzuhalten und 
die Hartz-IV-Sätze anzuheben (14), 
um die bereits gegebene Mangel- 
und Unterernährung insbesondere 
unter den Kindern von Hartz-IV-Bezie-
hern nicht noch weiter ansteigen zu 
lassen. (15) Die NGO Foodwatch, die 
ein Sofortprogramm gegen Ernäh-
rungsarmut fordert, nannte hierbei 
eine ganze Reihe von Krisenfakto-
ren, die die marginalisierten Bevöl-
kerungsschichten der Bundesrepub-
lik in die Mangel nehmen.

Viele Tafeln, bei denen sich ver-
armte und marginalisierte Menschen 
versorgten, haben inzwischen dicht 
gemacht. Zudem seien die kosten-
losen Schulessen ausgefallen, die 
für die Ernährung sozial benachtei-
ligter Kinder wichtig seien. Frische 
Lebensmittel wie Gemüse seien 
im April dieses Jahres um rund 27 
Prozent teurer als im Vorjahreszeit-
raum. All jene sozial abgehängten 
Menschen, die seit der Durchset-
zung von Hartz-IV ihren Nachwuchs 
mit 4,09 Euro täglich ernähren müs-
sen, stellt diese Situation vor ein 
unlösbares Problem.

Die SPD-Vorsitzende Saskia Es-
ken versprach in einer Stellungnah-
me eine Klärung, ob vorübergehen-
de Mehrbedarfe der Hartz-Opfer 
tatsächlich gegeben seien, woll-

te gegebenenfalls in Gesprächen 
mit dem Koalitionspartner CDU/
CSU eruieren, welche zusätzlichen 
Maßnahmen eventuell beschlossen 
werden könnten. Nur zwei Wochen 
später, Mitte Mai, stimmte die SPD – 
gemeinsam mit CDU/CSU, FDP und 
AfD – gegen den von den Grünen 
und der Linkspartei eingebrachten 
Antrag auf Erhöhung der Hartz-Sät-
ze um eine Corona-Zulage. (16)
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Vor allem Leitunternehmen des 
digitalen Kapitalismus wie Goo-
gle, Apple, Facebook oder Ama-

zon standen bislang im Fokus der Kritik, 
wenn es um die systematische Vermei-
dung von Steuerzahlungen ging. In den 
letzten Monaten gerieten jedoch auch in 
Deutschland ansässige Firmen in die Dis-
kussion. Es wurde darüber gestritten, ob 
es legitim sei, dass Unternehmen staatli-
che Corona-Hilfen kassieren, während sie 
gleichzeitig in Steueroasen aktiv sind.

So wird auch Fresenius als einer der 
führenden, weltweit tätigen Gesundheits-
konzerne für seine aggressive Steuer-
gestaltung gerügt. Das Netzwerk Steu-
ergerechtigkeit veröffentlichte im Januar 
2020 eine wegweisende Studie zu dem 
Unternehmen aus Bad Homburg, das 
seine Umsätze und Gewinne größtenteils 
im Rahmen des staatlich regulierten Ge-
sundheitswesens erwirtschaftet. Obwohl 
die Einnahmen überwiegend durch Steu-
ern und Versicherungsbeiträge finanziert 
werden, verschiebt das Unternehmen 
Gewinne in fast alle bekannten Steueroa-
sen der Welt – und vermeidet damit hö-
here Unternehmenssteuern in den Län-
dern, in denen es seine Umsatzerlöse 
vorrangig erzielt hat. Gewinne werden 
dort künstlich kleingerechnet, wo Unter-
nehmenssteuern vergleichsweise hoch 
sind, dagegen hohe Gewinne an Stand-
orten ausgewiesen, an denen niedrige 
Steuersätze gelten.

Laut dieser Studie entfallen 23 Pro-
zent des weltweiten erwirtschafteten 
Umsatzes und 32 Prozent der Konzern-
belegschaft auf Deutschland – aber nur 
10 Prozent der ausgewiesenen Gewinne. 
Fresenius zahlte danach in den letzten 
zehn Jahren durchschnittlich nur 25,2 
Prozent Steuern, obwohl die Steuersät-
ze in den wichtigsten Märkten – Deutsch-
land und den USA – bei 30 bzw. 35 Pro-
zent lagen. Hätte Fresenius in diesem 
Zeitraum seine Gewinne regulär versteu-
ert, wären bis zu 2,9 Milliarden Euro an 
zusätzlichen Steuern fällig geworden.

Eine auch von Fresenius favorisierte 
Methode zur „Steueroptimierung“ be-
steht darin, konzerninterne Kredite zu 
vergeben. Auf diese Weise, so die Auto-
ren der Studie, konnten beispielsweise 
die beiden irischen Tochtergesellschaf-
ten im Jahr 2017 einen Gewinn von 
47 Millionen Euro erzielen – ganz ohne 
Mitarbeiter*innen und allein durch die 
Vergabe von Darlehen an Konzernge-
sellschaften in Spanien und den USA. 
Der Konzern nahm über Finanzierungs-
gesellschaften in Luxemburg, Irland, 
den Niederlanden und dem US-Bundes-
staat Delaware neun Milliarden Euro an 
Fremdkapital auf und reichte die Darle-
hen innerhalb der Gruppe weiter. „Da-
bei kommt ihnen (den multinationalen 
Konzernen, d. Verf.) das gegenwärtige 
Steuerrecht entgegen, demzufolge Ge-
winne und Steuern für jede einzelne 
Einheit, Tochtergesellschaft oder Grup-
pe von Tochtergesellschaften innerhalb 
eines Konzerns auszuweisen sind. Die 
Tochtergesellschaften stellen sich also 
gegenseitig Rechnungen über Darlehen, 
Warenlieferungen, Dienstleistungen oder 
die Nutzung von Patenten, Technologien 
und Markennamen. (...) Die Konzerne 
betonen, die Transaktionen würden zu 
‚marktüblichen Konditionen‘ abgewickelt, 
ganz so, als seien die Vertragsparteien 
nicht wirtschaftlich miteinander verfloch-
ten. Für die Steuerbehörden ist es oft 
schwierig, solche Behauptungen anzu-
fechten.“ (Fresenius-Studie, Seite 7)

Dieses Vorgehen scheint legal zu 
sein: Das Netzwerk Steuergerechtigkeit 
spricht deshalb bei der Vorgehensweise 
von Fresenius lediglich von angewandten 
„Steuertricks“ und von „Steuervermei-
dung“. Diese sind zwar ebenso wie das 
kriminelle Delikt der Steuerhinterziehung 
darauf ausgerichtet, Gewinne zu ver-
schieben und Steuerzahlungen zum Teil 
drastisch zu senken, erfolgen aber auf 
rechtmäßige und nicht strafbare Weise. 
Jedoch kollidiert dieses Geschäftsgeba-
ren zumindest mit dem konzerneigenen 
„Bekenntnis zu rechtlicher und ethischer 

Verantwortung als Unternehmen“, das 
Fresenius auf seiner Website als eine 
„strategische Priorität“ angibt.  

Da bislang als Regel gilt, dass Geld-
flüsse von und zu Tochterfirmen in Steu-
eroasen nicht veröffentlicht werden müs-
sen, drängen die Autoren der Studie als 
Schlussfolgerung ihrer Analyse darauf, 
dass der Konzern seine Steuerpraktiken 
transparent machen sollte und die Toch-
tergesellschaften in Steueroasen auf-
löst. Die Bundesregierung solle auf eine 
echte Reform des Systems der inter-
nationalen Unternehmensbesteuerung 
hinwirken statt ausschließlich Interessen 
der deutschen Konzerne zu vertreten 
und einen destruktiven Steuersenkungs-
wettbewerb zu fördern.

„Da viele der Steuervermeidungstricks 
legal sind, sind letztlich globale Steuerre-
formen erforderlich. Die internationalen 
Fresenius-Tochtergesellschaften agieren 
nicht unabhängig, sondern als Teil einer 
globalen Konzernstruktur. Sie sollten ent-
sprechend behandelt werden, auch steu-
erlich. Anstatt jedes Unternehmen separat 
zu besteuern und die Verrechnungspreise 
für den innerbetrieblichen grenzüber-
schreitenden Handel festzulegen, sollte 
derjenige Anteil am globalen Konzernge-
winn, der der tatsächlichen Geschäftstä-
tigkeit im Land entspricht, Grundlage der 
einzelstaatlichen Besteuerung sein. Dies 
würde eine Änderung des derzeitigen in-
ternationalen Steuersystems erfordern.“ 
(Fresenius-Studie, Seite 18)

Die Ergebnisse der Fresenius-Studie 
lassen sich verallgemeinern: Alle 30 im 
deutschen Aktienindex Dax gelisteten 
und damit führenden Unternehmen im 
Land sind über Tochterfirmen in Nied-
rigsteuerländern vertreten, von denen 
manche als Steueroasen genutzt werden 
dürften (Stand 2. Juni 2020).

Quellen:
Pressemitteilung des Netzwerk Steuergerechtig-
keit vom 21. Januar 2020:
„Fresenius und Steuervermeidung. Beim Steu-
ertricksen gehören deutsche Unternehmen zur 
Weltspitze“
https://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/
pressemitteilung-fresenius-und-steuervermei-
dung-21-1-2020/

CICTAR & Netzwerk Steuergerechtigkeit 
– Deutschland: Fresenius. Ungesunde Ge-
schäftspraktiken. Globale Steuervermeidung 
eines multinationalen Gesundheitskonzerns aus 
Deutschland, Januar 2020
https://www.netzwerk-steuergerechtigkeit.de/
wp-content/uploads/2020/02/fresenius_unge-
sunde-geschc3a4ftspraktiken_deu200120.pdf

Steuervermeidung 
zur Gewinnoptimierung:

Der Fall Fresenius
von Joachim Maiworm



Zum Trauerspiel um die Privati-
sierung der Deutschen Bahn 
und deren destruktive Folgen 

ist schon viel geschrieben worden. Und 
es dürfte mehr als wahrscheinlich sein, 
dass die Bundesregierung die kürzlich 
beschlossene gigantomanische Neuver-
schuldung demnächst zum Anlass für 
eine neue Privatisierungswelle nimmt. 
Dies würde die bereits arg gerupfte 
verkehrstechnische Infrastruktur der 
Bundesrepublik ganz sicher noch weiter 
beschädigen. Insofern sollte man das 
kürzlich erschienene Buch „Schaden in 
der Oberleitung“ des Journalisten und 
ausgewiesenen Bahnspezialisten Arno 
Luik unbedingt zur Kenntnis nehmen.  

Luik beginnt sein Buch mit einer Be-
schreibung des milliardenträchtigen, 
dafür aber verkehrstechnisch völlig un-
sinnigen Umbaus des Stuttgarter Haupt-
bahnhofs – für den Autor ein Symbol der 
in unserer Gegenwart fortschreitenden 
Zerstörung der Bahn. Der Protest brei-
ter Bevölkerungskreise ging damals 
durch alle Medien und beförderte sogar 
einen Wechsel der Landesregierung. 
Bewirken tat dies freilich gar nichts – 
die Weichen waren längst in eine andere 
Richtung gestellt. Nachdem der Protest 
wieder aus den Medien verschwunden 
war, wurde das Projekt dann entgegen 
jeder Logik weiter umgesetzt.

Das angekündigte Desaster um 
„Stuttgart 21“ ist für den Autor jedoch 
nur der Aufhänger für eine Generalab-
rechnung mit der Bahnprivatisierung 
insgesamt. Aus einer angeblich ineffizi-
enten, insgesamt aber funktionierenden 
staatseigenen Behörde wurde binnen 
weniger Jahrzehnte ein undurchschau-
bares Geflecht formell eigenständiger 
Firmen. Diese sind zwar mehrheitlich 
immer noch zu 100 Prozent im Staats-
besitz und werden vom Finanzministeri-
um reichlich subventioniert. Ihr Manage-
ment gehorcht jedoch einer eigenen, 
von betriebswirtschaftlichen Interessen 
diktierten Logik. Und diese ist mit den 
Interessen der Bahnnutzer meist nicht 
kompatibel. Erwirtschafteter Gewinn 
versickert in den Tiefen undurchsich-

tiger Projekte und in den Taschen füh-
render Mitarbeiter – für Verluste muss 
immer der Steuerzahler aufkommen.

Luik zitiert reihenweise Ingenieure 
und andere langjährige Bahnmitarbeiter, 
die permanent auf gravierende Verstöße 
gegen Sicherheitsbestimmungen sowie 
gegen elementare Regeln der Technik 
hinweisen und deren Kassandrarufe vom 
Management zumeist nicht zur Kenntnis 
genommen werden. Das Buch erinnert 
auch an die Stilllegung zahlreicher ver-
meintlich „unrentabler“ Strecken sowie 
an Außerbetriebnahme und Verkauf zahl-
reicher Bahnhofsgebäude. Tatsächlich 
lief die Verkehrspolitik der letzten Jahre 
wohl hauptsächlich auf eine Förderung 
der großen Autokonzerne zuungunsten 
der Eisenbahn hinaus. Und der Steuer-
zahler, aus dessen Taschen die Umge-
staltung der Bahn finanziert wur-
de, bezahlte letztlich dafür, dass 
Bahnfahren immer teurer, immer 
schlechter, immer umweltzerstö-
render und auch – wegen aus 
Kostengründen aufgeweichter Si-
cherheitsbestimmungen – immer 
lebensgefährlicher wurde. Und 
außerdem dafür, dass sich Immo-
bilienspekulanten und ähnliche 
Figuren an der Verschleuderung 
bisher bahneigener Grundstücke 
und Gebäude eine goldene Nase 
verdienen konnten.

Der Autor nennt diese Entwick-
lung einen „großen Eisenbahn-
raub“, watscht gnadenlos alle seit 
1990 amtierenden Bahnchefs 
und Verkehrsminister ab, die an 
selbigem beteiligt waren. Luik 
zitiert zahlreiche zu Beginn der 
Bahnprivatisierung verkündete 
„Visionen“, vergleicht sie mit den 
tatsächlichen Resultaten der Pri-
vatisierungspolitik und stellt die 
angeblichen Visionäre als genau 
die unfähigen und inkompetenten 
„Macher“ dar, die sie tatsächlich auch 
sind. Wobei sie zwar einen katastropha-
len, aber auch noch gut bezahlten Job 
machten. Im Buch wird die durchweg 
miserable Bezahlung der Bahnmitar-

beiter dokumentiert und mit den millio-
nenschweren Boni und Abfindungen des 
höheren Managements verglichen.

Gegen Ende des Buches fordert der 
Autor dann ganz offen, die aus seiner 
Sicht völlig verrückte Verkehrspolitik 
der letzten 30 Jahre wieder zurückzu-
drehen.

Dass die genannte Verrücktheit, 
die hier nicht bestritten werden soll, in 
eine ebenso verrückte Systemlogik ein-
gebettet ist, schreibt der Autor leider 
nicht. Daher abschließend ein persön-
licher Kommentar des Rezensenten. 
Wenn sich jemand in einem späteren 
Jahrhundert einmal daranmachen sollte, 
die Geschichte unserer kapitalistischen 
Gesellschaft aufzuschreiben, so wird 
deren Anfang vermutlich wie folgt lau-
ten: „Damit der Kapitalismus überhaupt 
funktionieren konnte, zwangen dessen 
Macher anfangs die Bevölkerung, unter 
gewaltigen Anstrengungen eine gigan-
tische Infrastruktur aus dem Boden zu 
stampfen. Und dann fraßen eben diese 
Macher diese Infrastruktur aus nicht zu 
stillender Geldgier wieder auf.“

Arno Luik: Schaden in der Oberleitung. 
Das geplante Desaster der Deutschen Bahn
Westend Verlag, Frankfurt am Main 2019
293 Seiten, 20,00 Euro
ISBN 978-3-86489-267-7

Desaster
der Privatisierung

von Gerd Bedszent



Die Corona-Pandemie hat ins 
Bewusstsein gerückt, welche 
Folgen die zunehmende Öko-

nomisierung und Privatisierung im Ge-
sundheitswesen mit sich bringt. Das fing 
schon bei den fehlenden Vorräten von 
Masken, Schutzkleidung und anderen 
Hilfsmitteln an. Der Normalbetrieb in den 
Krankenhäusern musste unterbrochen 
werden, weil es an genügend Reserven 
beim Personal und bei der intensivme-
dizinischen Ausrüstung mangelte. Die 
unter dem Diktat einer Kostensenkung 
getätigten Sparmaßnahmen machten 
sich so schlagend bemerkbar. 

Ein guter Grund also, um gegen die 
Verwandlung des eigentlich auf das Ge-
meinwohl und die bestmögliche Versor-
gung von Kranken verpflichteten Gesund-
heitswesens in eine gewinnorientierte 
Gesundheitswirtschaft Einspruch zu er-
heben, die Rücknahme der Privatisierung 
von Krankenhäusern zu fordern, sich für 
eine bessere Bezahlung und erträglichere 
Arbeitsverhältnisse für Pflegekräfte einzu-
setzen. Das geschah und geschieht auch.

Dabei könnten die schon seit Jahren 
veröffentlichten kritischen Berichte und 
Streitschriften zur Misere im Gesund-
heitssystem und zu den Praktiken der 
Pharmakonzerne für die Aufklärung nütz-
lich sein und reale Handlungsmöglichkei-
ten aufzeigen. Zwei von ihnen sollen hier 
vorgestellt werden.

Peter Christian Gøtzsche ist ein dä-
nischer Facharzt für Innere Medizin, der 
viele Jahre klinische Studien für Phar-
maunternehmen erstellte. Seit 2010 
hat er eine Professur für klinisches For-
schungsdesign und Analyse an der Uni-
versität Kopenhagen. In seinem 2019 
neu aufgelegten Buch „Tödliche Medizin 
und organisierte Kriminalität. Wie die 
Pharmaindustrie das Gesundheitswesen 
korrumpiert“ rechnet er schonungslos 
mit Fehlentwicklungen und wirtschafts-
kriminellen Verflechtungen bei der Her-
stellung von Heilmitteln ab. 

Gøtzsche zitiert einen ehemaligen 
Marketingdirektor der Firma Pfizer, der 
die Pharmaindustrie mit der Mafia ver-
gleicht. In den USA übertreffe sie, was 
die Zahl der Straftaten betrifft, alle an-
deren Branchen. Sie begehe mehr als 
dreimal so viele schwere oder mittel-
schwere Gesetzesverstöße wie andere 
Unternehmen. Auch wenn es um Beste-
chung und Korruption oder gefährliche 
Fahrlässigkeit bei der Produktion von 

Medikamenten geht, seien die Pharma-
konzerne Rekordhalter. Alle, die für ihren 
Verkaufserfolg wichtig sind, würden mit 
Vorteilen bedacht: Ärzte, Krankenhaus-
verwalter, Beamte in den einschlägigen 
Behörden, Hochschullehrer, Minister, po-
litische Parteien.

Im Unterschied zu anderen Waren ist 
der Gebrauchswert, der Nutzen von Me-
dikamenten für diejenigen, die sie konsu-
mieren, weil sie ihnen verordnet wurden, 
in den meisten Fällen nur unzureichend 
zu beurteilen. Das gilt besonders auch 
für die Nebenwirkungen. Die Patienten 
müssen sich hier auf ihre Ärzte verlassen 
– und die müssen sich letzten Endes auf 
die Fachleute verlassen, die diese Medi-
kamente entwickelt, in klinischen Studien 
erprobt und schließlich zugelassen ha-
ben. Das wäre alles kein Problem, wenn 
nicht mit Medikamenten hohe Gewinne 
gemacht werden könnten, weil die Fir-
men, die sie produzieren, ein Patent und 
Vermarktungsmonopol für sie haben. 

Das verführt Unternehmen dazu, wie 
Gøtzsche an vielen Beispielen belegt, 
Medizin auf den Markt zu bringen, deren 
Nutzen fragwürdig ist, die kaum einen 
Neuigkeitswert besitzt oder für den Pa-
tienten sogar Risiken birgt. Mit Hilfe von 
bezahlten Gutachtern wird dies dann 
häufig zu vertuschen versucht. Um mehr 
Produkte absetzen zu können, schöpfen 
die Pharmakonzerne alle Beeinflussungs-
möglichkeiten aus, um neue Krankheiten 
zu definieren oder bestehende Grenzwer-
te für das, was als behandlungsbedürftig 
gilt, herunterzuschrauben. Bei den Blut-
druck- und Cholesterinwerten ist das 
mit Erfolg geschehen. Auf der anderen 
Seite werden sinnvolle und notwendige 
Medikamente erst gar nicht entwickelt, 
wenn sie keinen Profit abzuwerfen ver-
sprechen.

Ein Kapitel gegen Ende des Buches 
betitelt der Autor mit dem Aufruf: „Den 
Pharmakonzernen Paroli bieten“. Darin 
macht Gøtzsche eine Reihe von Vor-
schlägen. Neue Medikamente sollten in 
staatlichen Betrieben entwickelt – oder 
mit öffentlichen Mitteln honoriert, statt 

privat patentiert zu werden. Bei ihrer 
Erprobung und Zulassung müsse Trans-
parenz oberstes Gebot sein. Es sollte 
in allen Ländern öffentlich zugängliche 
Register über die Zusammenarbeit von 
Ärzten mit der Industrie geben. Und den 
Pharmaunternehmen solle man kein Wort 
mehr glauben, jedenfalls solange nicht, 
wie sie sich in privater Hand befinden.

Das zweite hier vorzustellende Buch 
ist ebenfalls im letzen Jahr erschienen: 
„Erkranken schadet Ihrer Gesundheit“ 
von Bernd Hontschik. So ironisch und 
locker der Titel klingt sind auch manche 
der in ihm  versammelten Glossen und 
Skizzen zum Gesundheitswesen verfasst 
– bei aller Ernsthaftigkeit der Kritik an 
dessen neoliberaler Umformung. 

Hontschik war bis 1991 Oberarzt an 
der Chirurgischen Klinik des Krankenhau-
ses Frankfurt-Höchst und dann bis 2015 
in eigener Praxis tätig. Er ist Autor des 
Bestsellers „Körper, Seele, Mensch“ 
und Herausgeber der Reihe „medizinHu-
man“ im Suhrkamp Verlag. Regelmäßig 
schreibt er Kolumnen in der Frankfurter 
Rundschau und der taz. Sie bilden das 
Ausgangsmaterial für sein neues Buch.

Hontschiks Blick auf die Probleme 
könnte man im besten Sinne als den ei-
nes Sozialmediziners charakterisieren. 
Schon am Anfang des Buches berich-
tet er über die Schwierigkeit, Todesur-
sachen zu definieren – was ja gerade 
wieder bei der Corona-Pandemie aktuell 
geworden ist. Er verweist dabei auf die 
entscheidende Frage, den Zusammen-
hang von Gesundheit und Krankheit mit 
den sozialen Verhältnissen: „Wenn man 
zur Kenntnis nimmt, dass Menschen, die 
in Armut leben, eine mindestens zehn 
Jahre geringere Lebenserwartung haben 
als ökonomisch sorgenfreie Menschen, 
ist dann Armut die Todesursache?“

Unter dem Titel „Arme Viren“ benennt 
Hontschik eine Reihe von Infektions-
krankheiten, die viele Millionen Men-
schen in den Ländern des Südens befal-
len haben und immer noch befallen: die 
Chagas-Krankheit, das Denguefieber, die 
Chikungunya-Krankheit, das Zika-Fieber 

Nebenwirkungen der 
Gesundheitswirtschaft

von Reiner Diederich



und Ebola. Für all diese epidemischen 
Infektionen gibt es keine Medikamente 
und keine Impfstoffe – außer neuerdings 
gegen das Denguefi eber, wo die Impfung 
aber unbezahlbar teuer ist. Hontschiks 
Fazit: „Für Erkrankungen armer Men-
schen in armen Ländern hat die Medizin 
nichts zu bieten. Es gibt keine Behand-
lung, es gibt keine Impfung, es wird gar 
nicht erst geforscht, wenn keine Profi -
te am Horizont winken. Gäbe es keine 
Slums, gäbe es keine katastrophalen sa-
nitären Verhältnisse, dann wären all die-
se Krankheiten kein wirkliches Problem.“

Auch bei uns spielt das Geld inzwi-
schen eine Hauptrolle im Gesundheitswe-
sen. Mit dem Märchen von der „Kosten- 
explosion“ wurde seit den 1970er Jahren 
die Politik der Einsparung, des Stellenab-
baus und der Privatisierung begründet. 
Heute steht Deutschland bei der Zahl der 
privatisierten Krankenhausbetten welt-
weit an der Spitze, noch vor den USA. Es 
geht nun um Rendite und Wettbewerb. 
Da passt es gut, dass mit dem System 
der „Fallpauschalen“ die Krankenhaus-   
fi nanzierung von Tagessätzen auf Opera- 
tionszahlen umgestellt wurde. Seitdem 
gibt es immer mehr entsprechende Indi-
kationen, werden immer mehr Wirbelsäu-
len versteift, Knie ersetzt und Kinder per 
Kaiserschnitt auf die Welt gebracht. 

„Mit guter Medizin hat das nichts zu 
tun“, stellt Hontschik fest. Wohl aber mit 
der Erzielung hoher Dividenden, wie sie 
in kaum einem anderen Wirtschaftszweig 
erreichbar sind. Dieses Geld stammt 
letztlich aus den Beiträgen der Versicher-
ten und wird dem Gesundheitswesen 
entzogen. Hontschik nennt das „einen 
– wenn auch legalisierten – Diebstahl öf-
fentlichen Eigentums“. 

Es versteht sich, dass der Autor für 
eine solidarische Bürgerversicherung 
eintritt, in die alle, auch die Beamten und 
Selbständigen einzahlen sollen – also 
auch die Besserverdienenden mit dem 
geringeren Krankheitsrisiko.

Peter C. Gøtzsche: Tödliche Medizin und 
organisierte Kriminalität. Wie die Pharma-
industrie das Gesundheitswesen korrumpiert
Riva Verlag, München 2019
512 Seiten, 17,99 Euro
ISBN 978-3-7423-1161-0

Bernd Hontschik: 
Erkranken schadet Ihrer Gesundheit
Westend Verlag, Frankfurt a. M. 2019
160 Seiten, 16 Euro
ISBN 978-3-86489-265-3

Zur Klimakrise, die uns wie jetzt 
die Corona-Pandemie in den 
kommenden Jahren noch viele 

schlafl ose Nächte bereiten wird, hat 
Erich Schöndorf ein spannendes Hör-
buch geschrieben. Die Geschichte des 
Vorsitzenden von Business Crime Con-
trol bewegt sich im Grenzbereich von 
Fiktion und Wirklichkeit. Es handelt sich 
um einen Reality-Thriller, der den Hörer 
und die Hörerin über interessante na-
turwissenschaftliche Zusammenhänge 
informiert, aber stets auch die Span-
nungskomponenten des Krimis bedient. 

Die Zusammenfassung der Story in 
Kurzform: In Frankfurt am Main wird die 
Biochemikerin Claudia Lachmann in ih-
rer Wohnung ermordet. Der Kommissar 
Arnd Wahlo und die Rechtsmedizinerin 
Marion Thor nehmen sich des Falles an. 
Im Büro des Opfers stoßen sie auf ein 
ominöses braunes Pulver, das Claudia 
Lachmann kurz vor ihrem Tod aus Grön-
land geschickt worden war. So machen 
sich die beiden auf den Weg zur Insel 
im ewigen Eis.

Dort treffen sie auf die deutsche 
NGO Broken Ice, die nach einer Mög-
lichkeit sucht, die gefährliche Erderwär-
mung zu stoppen. Weil die Frankfurter 
Ermittler ebenfalls an dem Klima-Thema 
interessiert sind, schließen sie sich den 
Aktivisten der NGO an. Nach umfang-
reichen Forschungen wird die Lösung 
gefunden: Eine chemische Verbindung, 
die geeignet ist, die Sonneneinstrah-
lung zu absorbieren, um so die Erwär-
mung der Erde zu bremsen. 

Mit Hilfe der US-amerikanischen Air 
Force, die im nahen Thule einen Stütz-
punkt unterhält, wird die künstliche 
Verbindung hoch in die Atmosphäre ge-
bracht. Erste Ergebnisse stimmen opti-
mistisch, aber dann die Ernüchterung: 
Die Wunderchemikalie erweist sich als 
giftig für die Menschen, die mit ihr in 
Kontakt kommen. Und das sind in Grön-
land hauptsächlich die indigenen Volks-
gruppen. 

Jetzt steigt Broken Ice aus dem 
Projekt aus. Die NGO ist auch für die 

Interessen bedrohter Völker aktiv. Arnd 
Wahlo und Marion Thor reisen zurück 
nach Deutschland. 

Zeitgleich engagiert sich noch eine 
weitere deutsche NGO, German Am-
bassador, in Sachen Klimaschutz. 
Allerdings verfolgt sie einen anderen 
Ansatz als Broken Ice. Sie setzt auf ein 
biologisches Verfahren. Die Fotosyn-
these der Bäume soll so optimiert und 
beschleunigt werden, dass über Auf-
forstungsprojekte der Erdatmosphäre 
die überschüssigen Kohlendioxidmen-
gen entzogen werden können, um den 
Treibhauseffekt zu stoppen. 

Broken Ice hat den Rückschlag mit 
dem Geoengineering-Verfahren nicht 
weggesteckt. Die Aktivisten der NGO 
sind jetzt davon überzeugt, dass es 
nicht mehr gelingen wird, die Klimaka-
tastrophe aufzuhalten. In ihrer Verzweif-
lung schmieden sie einen perfi den Plan, 
mittels dessen die für den Ruin des 
Planeten Schuldigen zur Rechenschaft 
gezogen werden sollen. 

In der Kleinstadt Sioux Falls im 
US-Bundesstaat Süddakota wollen sich 
die Repräsentanten der wichtigsten 
Wirtschaftsmächte treffen, um über 
ökonomische Zukunftsstrategien zu 
diskutieren. Diese Konferenz kommt 
Broken Ice wie gerufen: Alle vermeint-
lichen Täter an einem Platz zusammen 
– die ideale Gelegenheit für einen An-
schlag von größter Wirkung. 

Was passiert, wenn sich die junge 
Generation angesichts einer immer ka-
putteren Welt fragt, wer oder was ihr 
die Zukunft zu nehmen droht? Das Hör-
buch zeigt die Alternativen auf.  

Hörbuch „Game over?“ von 
Erich Schöndorf, Libroletto-Verlag, 
Frankfurt am Main, 24,80 Euro. 
Ab August im Buchhandel oder über: 
www.libroletto.com

Game over?
Ein Hörbuch 

von Erich Schöndorf
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